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Gesprengte Banken 
 
 
Wortlaut der Kleinen Anfrage Nr. 843 vom 08.07.2015: 
Am 26. Juni 2015 sprengten Unbekannte in Altdöbern (Oberspreewald-Lausitz) einen 
Geldautomaten der Spreewaldbank eG. Die Explosion setzte das Gebäude in Brand 
und zerstörte die komplette Bank. Es entstand ein Schaden in Millionenhöhe. Anfang 
Juni war in Vehlefanz (Oberhavel) durch die Wucht der Explosion das Bankgebäude 
schwer beschädigt worden. Im Mai hatten Panzerknacker bereits in Petkus (Teltow-
Fläming) einen Geldautomaten gesprengt. Darüber hinaus werden seit Monaten 
werden in der Region immer wieder Geld- und Fahrscheinautomaten gesprengt. In 
einem Brief an den Ministerpräsidenten fordern nun Volksbanker aus Lübben mehr 
Sicherheit, ein greifbares Konzept des Innenministers und eine höhere Aufklärungs-
quote dieser Verbrechen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1.) Was unternimmt die Landesregierung gegen diese deutlich zunehmenden, bra-
chialen Attacken auf Geldinstitute und Automaten? 
2.) Warum fährt die Polizei nicht öfter gezielt bei Geldinstituten auch nachts Streife? 
 
 
Namens der Landesregierung beantwortet der Minister des Innern und für Kommu-
nales die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 
Frage 1: Was unternimmt die Landesregierung gegen diese deutlich zunehmenden, 
brachialen Attacken auf Geldinstitute und Automaten? 
 
zu Frage 1: Nach Informationen des Bundeskriminalamtes tritt das Phänomen 
„Sprengung von Geldautomaten“ seit rund zehn Jahren bundesweit auf. Im Jahr 
2011 hat sich die Konferenz der Innenminister und Innensenatoren der Länder mit 
dem Thema „Angriffe auf Geldautomaten“ befasst. Neben intensiven präventiven und 
repressiven Maßnahmen der Polizei, ist es zu allererst auch die Aufgabe der Banken 
Maßnahmen der Prävention zu ergreifen. Dafür liegen umfangreiche Empfehlungen 
vor, deren Umsetzung im Ermessen der Banken liegt. Unter Beachtung der aktuellen 



Kriminalitätsentwicklung hat das Polizeipräsidium aktuell die Ermittlungen zu Angrif-
fen auf Geldautomaten im Land Brandenburg bei der Gemeinsamen Ermittlungs-
gruppe (GEG) Berlin-Brandenburg in Potsdam konzentriert. Bezüglich des Phäno-
mens der Angriffe auf Geldautomaten hatte der Innenminister am 13. Juli 2015 zu-
dem Vertreter des Finanzsektors zu einem Gespräch eingeladen, an dem auch der 
Polizeipräsident teilnahm. Zum Inhalt und den Ergebnissen des Gespräches wird auf 
die Pressemitteilung des Ministeriums des Innern und für Kommunales vom 14. Juli 
2015, Nr. 050/15 (Anlage) hingewiesen, in der auch die geplanten Maßnahmen dar-
gestellt sind. Hinsichtlich der Angriffe auf Fahrscheinautomaten hat am 14. Juli 2015 
ein Gespräch des Polizeipräsidenten mit dem Präsidenten der Bundespolizeidirektion 
Berlin stattgefunden. Dabei wurde das weitere gemeinsame Vorgehen abgestimmt. 
Hintergrund ist die Zuständigkeit der Bundespolizei für die Bereiche Gefahrenab-
wehr, Prävention und Verfolgung von Vergehenstatbeständen für Bahnanlagen ein-
schließlich der in Rede stehenden Fahrscheinautomaten. Die Zuständigkeit der Lan-
despolizei ist dann gegeben, wenn die im Bereich der Bahn begangenen Straftaten 
Verbrechenscharakter annehmen. 
 
Frage 2: Warum fährt die Polizei nicht öfter gezielt bei Geldinstituten auch nachts 
Streife? 
 
zu Frage 2: Die örtlich zuständige Polizei führt lageangepasst alle erforderlichen 
Maßnahmen durch. Dazu gehört auch die Bestreifung von Geldinstituten. 



LAND 
BRANDENBURG 

Pressemitteilung 
Nr. 050/15 vom 14.072015 

Kriminalität 
Sprengung von Geldautomaten: Brandenburg 
konzentriert Ermittlungen bei GEG Berlin-Brandenburg 
Meinungsaustausch zwischen Innenminister, Polizei und Banken- und 
Sparkassenorganisationen in Potsdam 

Ministerium des Innern 
und für Kommunales 
Pressesprecher 

Henning-von-Tresckow-Straße 9-13 
14467 Potsdam 

Pressesprecher: Ingo Decker 
Hausruf: 0331 866-2060 
Mobil: 
	

0170 8352381 
Fax: 
	

0331 866-2666 
Internet: 
www,mik.brandenburg.de   
E-Mail Pressestelle: 
presseemik.brandenburg.de  
E-Mail Pressesprecher: 
inco.deckeremik.brandenburci.de  

Potsdam — Die Ermittlungen zu Angriffen auf Geldautomaten im Land Branden-

burg werden zukünftig bei der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe (GEG) Berlin-

Brandenburg in Potsdam konzentriert. Zuvor lag die Zuständigkeit bei den einzel-

nen Polizeidirektionen im Land. Darüber informierte Innenminister Karl-Heinz 
Schröter Vertreter von Banken und Sparkassen im Rahmen eines Meinungsaus-

tausches zur Sicherheit von Geldinstituten am gestrigen Montagabend in Pots-

dam. Zudem werde das Landeskriminalamt (LKA) beauftragt, in Zusammenarbeit 

mit den Bankenverbänden eine Fachkonferenz zu dieser Problematik im Herbst 

dieses Jahres auszurichten. Dort sollen geeignete polizeiliche und technische 

Maßnahmen zur besseren Abwehr solcher Angriffe auf Expertenebene erörtert 

werden. Es sei das Ziel, „die Ermittlungen zu intensivieren und zu einem Bündel 
von Verbesserungen zum Schutz von Geldautomaten und Banken zu kommen", 
sagte Schröter heute in Potsdam. 

An dem gestrigen Gespräch im Innenministerium nahmen neben Minister Schrö-

ter, dem amtierenden Polizeipräsidenten Hans-Jürgen Mörke und Landeskriminal-

direktor Roger Höppner Vertreter des Ostdeutschen Sparkassenverbandes, des 

Bundesverbandes der Volks- und Raiffeisenbanken, des Ostdeutschen Banken-

verbandes und der Spreewaldbank teil. Im Mittelpunkt des Gespräches standen 

Fragen der besseren technischen Sicherung von Geldautomaten zur Abschre-

ckung potenzieller Täter sowie zu den Maßnahmen und Ermittlungsrichtungen der 

Polizei. Schröter lobte den Meinungsaustausch als „ausgesprochen konstruktiv 
und offen". Er habe aus dem Gespräch wichtige neue Hinweise und Informationen 

mitgenommen. 

„Ich kann aber nicht vor jeden Geldautomaten einen Polizisten stellen. Das wäre 
unrealistisch", betonte der Innenminister. „Es müssen vor allem die präventiven 
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Maßnahmen und technischen Sicherungen erhöht werden." Angesichts der Viel-

zahl von Automaten überall im Land müsse es darum gehen, die Attraktivität die-

ser Angriffsziele für kriminelle Banden und die entsprechenden Tatgelegenheiten 

zu reduzieren. Auch über eine Schließung von Geldautomaten während der 

Nachtstunden müsse nachgedacht werden, sagte Schröter: "Da muss man dann 
zwischen Sicherheit und Kundenservice abwägen. Es gibt eigentlich nicht viele 
gute Gründe, warum man nachts um drei Uhr unbedingt noch Geld abheben 
muss.' 

Erörtert wurde auch die Ausstattung der Geldkassetten mit Geldeinfärbesystemen 

(„Farbbomben") und die Ausrüstung der Geldautomaten mit Gas-

Neutralisationssystemen. Außerdem ist bekannt, dass durch die Automatenauf-

steller Systeme zur Verfügung gestellt werden könnten, die über Gassensoren im 

Geldautomaten beim Einleiten entsprechender Substanzen einen stillen Alarm 

(z.B. bei der Polizei) auslösen könnten. Anzunehmen ist, dass insbesondere wirt-

schaftliche Gründe gegen eine stärkere Nutzung dieser nach Auffassung der Poli-

zei potenziell durchaus geeigneten Maßnahmen zur Abwehr von Angriffen auf 

Geldautomaten sprächen. Derartige Aspekte sollen insbesondere im Rahmen der 

angekündigten LKA-Fachtagung vertieft erörtert werden. 

Nach Informationen des Bundeskriminalamtes tritt das Kriminalitätsphänomen 

„Sprengung von Geldautomaten" schon seit Jahren bundesweit auf. Die Ermittlun-

gen richten sich u.a. gegen mutmaßliche deutsche, niederländische, polnische 

und rumänische Tatverdächtige sowie um Tatverdächtige mit libanesischer 

Staatsangehörigkeit bzw. Abstammung. Typisch ist das Anbohren von Geldauto-

maten verbunden mit der Einleitung und Zündung eines Gasgemischs oder der 

massive Einsatz von Pyrotechnik zur Sprengung des Gerätes. Die Polizei geht 

von einem organisierten Vorgehen der Täter aus, bei dem spätere Tatorte und 

Fluchtwege zuvor genau ausgekundschaftet werden. 

Durch Banken und Sparkassen werden seit mehreren Jahren zunehmend Geldau-

tomaten auch außerhalb der Filialen aufgestellt. So sind heute Geldautomaten im 

Bereich von großen Einkaufszentren, Discount-Märkten, Bau-Märkten und Tank-

stellen keine Seltenheit mehr. Die Höhe der Bargeldbeträge in den Geldautomaten 

als auch die Standortbedingungen außerhalb der Filialen der Geldinstitute bietet 

für Täter einen hohen Anreiz, sich auf kriminelle Weise in Besitz dieser Geldbeträ-

ge zu bringen. 

Dieser Trend ist auch in Brandenburg festzustellen. Im Jahr 2014 wurden 13 der- 

artige Straftaten registriert (2013: zwölf, 2015: bisher fünf). Die gleichen Feststel- 
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lungen können für fast das gesamte Bundesgebiet getroffen werden. Vom Krimi-

nalitätsphänomen „Sprengung von Geldautomaten" sind seit 2014 hauptsächlich 

die Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Berlin, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 

Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern betroffen. Auffällig ist, dass sich 

Angriffe auf Geldautomaten und die „klassischen" Raubüberfälle auf Banken ge-

genläufig entwickeln. Gab es in Brandenburg 2012 noch 20 Raubüberfälle, sank 

die Anzahl im Jahr 2014 auf fünf. Im selben Zeitraum erhöhten sich die Angriffe 

auf Geldautomaten im Land von drei auf 13. 

Die Teilnehmer des Meinungsaustausches vereinbarten, weiter im Gespräch zu 

bleiben. 
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